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Kommunale Wärmeplanung nach Inkrafttreten des Wärmeplanungsgesetzes:

Aktuelle Herausforderungen für Kommunen, Stadtwerke, Planer und Versorger
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Agenda

Zeit Thema

16:00 – 16:10 Begrüßung

16:10 – 16:30 Update zu den rechtlichen Rahmenbedingungen der Wärmeplanung

16:30 – 16:40 Update Novelle des Gebäudeenergiegesetzes

16:40 – 16:50 Akteursbeteiligung in der kommunalen Wärmeplanung

16:50 – 17:20 Praxis der Umsetzung der kommunalen Wärmeplanung

17:20 – 17:40 Folgen einer fehlerhaften oder verzögerten Erstellung der kommunalen Wärmeplanung

17:40 – 18:00 Raum für Fragen und Diskussionen
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Ein erfahrenes Team kombiniert die Branchenkenntnisse im 
Energiesektor sowie aus bauplanungs- und vergaberechtlichen 
Aspekten für eine optimale interdisziplinäre Zusammenarbeit.

• Erstellung und Umsetzung 

zukunftsfähiger Energiekonzepte

• Einhaltung regulatorischer Pflichten

• Überprüfung und Optimierung der 

Kostenbelastung

• Analyse möglicher 

Umsetzungsmodelle

Projekt

Bauplanung Vergabe 

Energierecht

Mit unserer gemeinsamen Expertise verfolgen wir einen ganzheitlichen Ansatz über alle Projektphasen hinweg. 

Umsetzung

• Beratung bei der Vergabestrategie 

und -vorbereitung

• Erstellen und Prüfen von 

Vergabeunterlagen

• Begleitung des Vergabeverfahrens 

und Prüfung der Angebote

• Vertretung in 

Vergabenachprüfungsverfahren

• Erstellung und Beratung zu 

städtebaulichen Verträgen

• Prüfung der Möglichkeit eines 

Anschluss- und Benutzungszwangs

• Vertragsabwicklung und 

forensische Tätigkeit

• Begleitung der Aufstellung der 

Bauleitpläne

• Beratung bezüglich einzelner 

Festsetzungsmöglichkeiten

• Beteiligungsverfahren

• Gerichtliche Vertretung im Rahmen 

von Normenkontrollverfahren
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Vortragende Expertise Kontakt

Dr. Norbert Reuber

Rechtsanwalt

Öffentliches Bau- und 

Planungsrecht

HWH Köln

Tel.: +49 221 92081-147

rb@hwhlaw.de

David Poschen

Rechtsanwalt

Vergaberecht, Zuwendungs- und 

Beihilferecht 

HWH Köln

Tel.: +49 221 92081-145

dp@hwhlaw.de

Alexander Thesling

Rechtsanwalt

Vergaberecht, Öffentliches Bau-

und Planungsrecht

HWH Köln

Tel.: +49 221 92081-147

tg@hwhlaw.de

Marvin Klein

Rechtsanwalt

Öffentliches Bau- und 

Planungsrecht

HWH Köln

Tel.: +49 221 92081-182

mk@hwhlaw.de

Paul Roßbach

Rechtsanwalt
Energierecht

PwC Legal Düsseldorf

Tel.: +49 160 9494 3918

paul.rossbach@pwc.com
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Update zu den 
rechtlichen 
Rahmenbedingungen 
der Wärmeplanung 



Klimaschutzgesetz
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Novelle des Klimaschutzgesetzes (KSG) Update

• Zweck: Einhaltung der europäischen und 

nationalen CO2 Zielvorgaben.

• Grundlage: Verpflichtung nach dem 

Übereinkommen von Paris aufgrund der 

Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen 

wonach der Anstieg der globalen 

Durchschnittstemperatur auf deutlich unter 2 Grad 

Celsius und möglichst auf 1,5 Grad Celsius 

gegenüber dem vorindustriellen Niveau zu 

begrenzen ist.

• Das Gesetz definiert spezifische Emissionsziele 

für einzelne Sektoren wie Energie, Verkehr, 

Industrie, Gebäude, Landwirtschaft und 

Abfallwirtschaft (Sektorenziele)

➢ Jeder Sektor hat eigene jährliche 

Emissionsbudgets, die eingehalten werden 

müssen.

➢ Jährliche Überprüfung der Fortschritte der 

Sektoren.

➢ Verbindliche Maßnahmen, wenn die CO2-

Ziele in den einzelnen Sektoren verfehlt 

werden

Verabschiedung vom Bundestag am 26.04.2024 / Beratung im Bundesrat am 17.05.2024

Wichtigste Änderungen:

Gesamtverantwortung statt verbindliche Sektorenziele: im Fokus steht nun, ob der CO2 ausstoßt, 

insgesamt reduziert werden kann, unabhängig davon, in welchem Sektor der Ausstoß entsteht (Aufgabe 

der Sektorenziele). 

Stärkung des Expertenrates: Rolle des Expertenrates wird gestärkt, in Zukunft wird er Prognosen 

validieren, kann eine Unter- oder Überschreitung der Jahresemissionsgesamtmengen festlegen und kann 

eigene Vorschläge zur Weiterentwicklung geeigneter Klimaschutzmaßnahmen vorlegen.

Bilanzausgleich statt verbindliche Sofortmaßnahmen: Die Pflicht zum Ergreifen verbindlicher 

Sofortmaßnahmen bei der Verfehlung der festgelegten Sektorenziele wurde gestrichen; stattdessen 

Bilanzausgleich. 

Volle Transparenz statt verbindliche Sektorenziele: Es wird weiterhin deutlich gemacht, wo die 

Emissionen entstehen und welcher Sektor „on track“ ist – aber keine verbindlichen Sektorenziele. 
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Update: Solarpaket I
Das Solarpaket I wurde am 26.04.2026 von 
Bundestag und Bundesrat verabschiedet

Solarpaket I

✓ Ausbauziel PV bis 2030: 215 GW

✓ Verdreifachung jährlichen Zubaus

2022: 7,5 GW

2026: 22 GW

✓ Beschleunigung Planung & Zubau durch 

Bürokratieabbau

✓ Vereinfachte Regelungen für Mieterstrom & Balkon PV

✓ Gemeinschaftliche Gebäudeversorgung PV

✓ Beschleunigung Netzanschlussverfahren
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EU-Gebäuderichtlinie 
(EPBD)
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Update: EU-Ministerrat billigt Novelle der EU-Gebäuderichtlinie
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Umsetzung in nationales Recht durch 

Mitgliedsstaaten innerhalb von zwei Jahren

Wohngebäuden: Nationaler Zielpfad Senkung durchschnittlicher 

Primärenergieverbrauch

✓ bis 2030 um 16%

✓ bis 2035 um 20 bis 22%

✓ mindestens 55% durch Gebäude mit der schlechtesten Energieeffizienz

✓ Nichtwohngebäude: Renovierung Gebäude mit geringster Energieeffizienz

✓ bis 2030 16%

✓ bis 2033 26%

✓ Nullemissionsgebäude im Neubau

✓ Öffentliche Gebäude: 1. Januar 2028

✓ Nicht-Öffentliche-Gebäude: 1. Januar 2030

✓ Solareignung (PV oder Solarthermie)

✓ Schrittweise PV-Pflicht für öffentliche Gebäude und Nichtwohngebäude ab 2027

✓ Subventionsverbot fossil betriebener Heizkessel ab 1. Januar 2025

✓ Maßnahmen für Ausstieg aus fossilen Brennstoffen bei Wärme- und 

Kälteversorgung und Ausstieg aus fossil betriebenen Heizkesseln bis 2040

Ausnahmen z.B. 

für historische 

Gebäude und 

Ferienwohnungen 

zulässig

Der Energieverbrauch wird sich 

gerade bei unsanierten Gebäuden 

deutlich ändern (müssen). 

Dies sollte bei der Planung von 

Wärmenetzen hinreichend 

berücksichtigt werden.
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EU-Gas-Wasserstoff-Paket

Gas-/Wasserstoff-Paket

 Richtlinie über erneuerbare Gase, Erdgas und Wasserstoff

Richtlinie

über erneuerbare Gase, 

Erdgas und Wasserstoff

 Verordnung über erneuerbare Gase, Erdgas und Wasserstoff

Verordnung

über erneuerbare Gase, 

Erdgas und Wasserstoff

✓ Trilogverfahren: Einigung Ende 2023

✓ Inkrafttreten: Voraussichtlich Mitte 2024

✓ Umsetzungszeit Mitgliedsstaaten: 2 Jahre

u.a. 

Änderungen

an

EU-Gasbinnenmarktrichtlinie

EU-

Gasbinnenmarktrichtlinie

 Artikel 56 Entwicklungsplan für Wasserstoffverteilnetze

Artikel 56

Entwicklungsplan für 

Wasserstoffverteilnetze

 Artikel 57 Stilllegungspläne

Artikel 57

Stilllegungspläne

u.a. Einführung von

Artikel 38Verweigerung des Zugangs und des Anschlusses

Artikel 38

Verweigerung des Zugangs und des 

Anschlusses
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https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16516-2023-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16522-2023-INIT/en/pdf
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Green Paper 
Transformation Gas-
/Wasserstoffnetze BMWK
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Der Rückbau des Gasnetzes steht auf der Agenda des BMWK 
Green Paper vom 14. März 2024

Umfang der Rückbauverpflichtung

Gesetzliche Duldungspflicht Privater/Kommune, 

sofern keine Gefahr für Dritte von stillgelegten 

Leitungen ausgehen und deren Verbleib keine 

unangemessene Belastung für Eigentümer 

darstellt

Anschlussverpflichtung vs. 

Anschlussverweigerung

Ausgestaltung Rahmenbedingungen für 

Stilllegungspläne und Anschlussverweigerung 

und -kündigung

Investitionsverpflichtungen aus 

Konzessionsverträgen

Gesetzliche Regelung zur Befreiung betroffener 

Netzbetreiber von vorhandenen 

„überschießenden“ konzessionsvertraglichen 

Investitionsverpflichtungen

Fehlender Wettbewerb um 

Neukonzessionen 

Verpflichtung Bestandskonzessionäre
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https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/G/green-paper-transformation-gas-wasserstoff-verteilernetze.pdf?__blob=publicationFile&v=4


Wärmeplanungsgesetz 
(WPG)
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Das Wärmeplanungsgesetz wurde am 17. November 2023 in der Ausschussfassung 
vom Bundestag verabschiedet und ist am 1. Januar 2024 in Kraft getreten. Der 
Bundesrat hat trotz Änderungswünschen von einem Einspruch abgesehen.

Gesetzestext Gesetzesentwurf 06.10.2023

Die vollständige Gesetzesbegründung ergibt sich aus dem Gesetzentwurf und der Beschlussempfehlung

Beschlussempfehlung

https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/394/VO.html?nn=55638 https://dserver.bundestag.de/btd/20/086/2008654.pdf https://dserver.bundestag.de/btd/20/093/2009344.pdf

Übersicht: https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw46-de-waermenetze-976576

https://www.gesetze-im-internet.de/wpg/

Enthält 

Stellungnahme 

zu Empfehlungen 

des Bundesrats
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Für die Umsetzung der kommunalen Wärmeplanung sind auf 
Bundesebene folgende Arbeitspakete vorgesehen

Eignungsprüfung  

▪ Vorläufige Gliederung in 

Teilgebiete mit Eignung 

für Wärme- oder 

Wasserstoffnetze

▪ Ausschluss von 

Gebieten, die sich mit 

hoher Wahrschein-

lichkeit nicht eignen

▪ Gebiete müssen 

fortlaufend untersucht 

werden, ob Ausschluss-

bedingungen weiterhin 

gegeben sind

▪ Für ausgeschlossene 

Gebiete: Reduzierte 

Wärmeplanung 

Potenzialanalyse

▪ Potenziale zur 

Erzeugung von Wärme  

aus erneu. Energie

▪ Potenziale zur 

Erzeugung von Wärme 

aus unverm. Abwärme

▪ Potenziale zur 

Reduktion des 

Wärmebedarfs

▪ Erfassung der 

Potenziale mit ihren 

räumlichen, 

technischen & 

rechtlichen 

Restriktionen

§

16

Zielszenario

▪ Beschreibung der 

langfristigen 

Entwicklung der 

Wärmeversorgung im  

Planungsgebiet

▪ Zielkonforme & 

plausible Abbildung 

eines Szenarios zur 

Dekarbonisierung des 

Wärmesektors

▪ Aufbauend auf 

Ergebnissen von 

Bestands- & 

Potenzialanalyse 

§

17

▪ Einteilung des 

Planungsgebiets auf 

Basis der Bestands- und 

Potenzialanalyse

▪ Darstellung der 

kosteneffizienten 

Versorgungsoptionen für 

die Teilgebiete

▪ Darstellung der 

Versorgungsoptionen für 

das Zieljahr 2045

▪ Bestimmung einer 

Umsetzungsstrategie

▪ Bestimmung einer 

individuellen 

Umsetzungsstrategie 

ausgehend von der 

Bestands- & Potenzial-

analyse

▪ Maßnahmen werden im 

Ermessen der 

verantwortlichen Stelle 

und in enger 

Abstimmung mit den 

beteiligten Akteuren 

geplant

▪ Erfassung aktueller 

Energieverbräuche

▪ Erfassung von 

Erzeugungsanlagen 

(zentral / dezentral)

▪ Erfassung des 

Gebäudebestands

▪ Abbildung des 

industriellen & 

gewerblichen Sektors

▪ Abbildung von 

Wärmenetzen

(bestehende / geplante)

Bestandsanalyse 

§

15

§

14

§

20

Versorgungsgebiete 
& -optionen

§

18/19

Umsetzungsstrategie

• (Förderanträge)

• Vergabeverfahren

• Partizipations- und Kommunikationsstrategie 

• Verstetigungsstrategie

• Controlling-Konzept

• Umsetzung
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Die Pflicht zur Wärmeplanung muss von den Ländern 
umgesetzt werden

Verpflichtung der Länder

✔ Länder stellen sicher, dass auf ihrem 

Hoheitsgebiet Wärmepläne nach 

Vorgabe des Gesetzes erstellt werden

✔ Gemeindegebiete < 10.000 Einwohner: 

vereinfachtes Verfahren durch Land 

zulässig

Umsetzungsfristen

✔ Gemeinden > 100.000 Einwohner:

31. Dezember 2027

30. Juni 2026

✔ Gemeinden < 100.000 Einwohner:

31. Dezember 2028

30. Juni 2028

Pflicht zur Wärmeplanung

Ausführung

✔ Eigenverantwortliche Umsetzung durch 

planungsverantwortliche Stelle

(i.d.R. Kommunen) nach Maßgabe des 

Gesetzes

✔ Konvoi-Verfahren nach Landesrecht 

möglich

✔ Beauftragung Dritter zulässig

✔ Beteiligung der Öffentlichkeit

✔ Beteiligung aller Träger öffentlicher 

Belange, deren Aufgabenbereich durch 

die Wärmeplanung berührt werden 

können

Ohne landesrechtliche Regelung 

sind die Kommunen noch nicht 

verpflichtet. Gleichzeitig sind 

beispielsweise die 

Ermächtigungsgrundlagen zur 

Datenabfrage für die Kommunen 

noch nicht „scharfgestellt“.
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Überblick über den Stand der Landesgesetze 
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Land Landesgesetz/-verordnung

Baden-Württemberg § 27 KlimaG BW

Bayern Nein

Berlin Nein

Brandenburg Nein

Bremen Nein

Hamburg § 25 HmbKliSchG; § 10 HmbKliSchG

Hessen § 13 HEG

Mecklenburg-Vorpommern Nein

Niedersachsen § 20 NKlimaG

Nordrhein-Westfalen Nein

Rheinland-Pfalz Nein

Saarland Nein

Sachsen Nein

Sachsen-Anhalt Nein

Schleswig-Holstein § 7 EWKG

Thüringen Gesetzentwurf
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https://www.kww-halle.de/wissen
https://www.landesrecht-bw.de/bsbw/document/jlr-KlimaSchGBW2023pP27
https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-KlimaSchGHA2020pP25
https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-KlimaSchGHA2020pG2
https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/bshe/document/jlr-EnGHE2012V2P13
https://www.klimaschutz-niedersachsen.de/_downloads/SonstigeDokumente/NKLIMAG_Volltext.pdf?m=1667463274&
https://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/bssh/document/jlr-EWKSGSHV1P7
https://parldok.thueringer-landtag.de/ParlDok/dokument/96304/thueringer_gesetz_zur_landesrechtlichen_umsetzung_des_waermeplanungsgesetzes.pdf


Förderungen und 
Konnexitätszahlungen
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Förderungen und Konnexitätszahlungen
Hat der Antrag auf Förderung nach der NKI-Kommunalrichtlinie noch Aussicht auf Erfolg und sollte 
deswegen mit dem Beginn der Wärmeplanung oder mit der Beantragung anderer Förderungen 
abgewartet werden?

Antrag
nach 04.12.2023

vor 

04.12.2023

× (Teilweiser) Widerruf nach landesrechtlicher Verpflichtung möglich!

✓ Bestandsschutz nach § 5 Abs. 2 WPG möglich, wenn

„1. am 1. Januar 2024 ein Beschluss oder eine Entscheidung über die 

Durchführung der Wärmeplanung vorliegt,

2. spätestens bis zum Ablauf des 30. Juni 2026 der Wärmeplan erstellt und 

veröffentlicht wurde und

3. die dem Wärmeplan zu Grunde liegende Planung mit den Anforderungen 

dieses Gesetzes im Wesentlichen vergleichbar ist.“

„Gesetzliche verpflichtend 

durchzuführende Maßnahmen sind von 

der Förderung ausgeschlossen.“

Ziffer 2 NKI-Kommunalrichtlinie (Stand 

18.10.2022)

Konnexitätszahlungen:

✓ keine „Förderung“

✓ verfassungsrechtlich verpflichtende 

Zahlungen des Landes 

✓ unabhängig von Beginn/Ende der 

Wärmeplanung

Beispiel BEW-Förderung

✓ klassische Förderung

✓ richtet sich an Betreiber von 

Wärmenetzen 

✓ Ergebnisse Machbarkeitsstudie/

Transformationsplans können und sollen 

in die Wärmeplanung einfließen

„Es sind nur solche Maßnahmen förderfähig, die 

hinsichtlich ihrer Klimaschutzwirkung zum Zeitpunkt 

der Antragstellung über die bestehenden oder für 

den Bewilligungszeitraum zu erwartenden 

gesetzlichen oder untergesetzlichen Anforderungen 

oder bestehende satzungsmäßige Anforderungen 

hinausgehen […]“

Ziffer 6, lit a) NKI-Kommunalrichtlinie (Stand 

18.10.2022)

23

23. Mai 2024Unternehmergespräch



Stand Leitfaden 
BMWSB/BMWK



PwC Legal

BMWK und BMWSB werden als Arbeitshilfe einen Leitfaden zur 
Umsetzung der kommunalen Wärmeplanung veröffentlichen

• Hilfestellung bei der Durchführung der Wärmeplanung

• Praxistaugliche Anleitung (inkl. Technikkatalog)

Zweck des Leitfadens

Zielgruppen des Leitfadens

• Planungsverantwortliche Stellen (Kommunen und von ihnen beauftragte Dritte)

• Betreiber von Wärme-, Gas und Stromnetzen; ggf. Dienstleister

Rechtsverbindlichkeit

• Keine Verbindlichkeit, sondern nur Gesetzesauslegung des BMWSB / BMWK, die aber im 

Zweifel als „Stand der Technik“ bzw. „best practice“ gerichtlich anerkannt werden könnte

• Verwendung des Leitfadens erfolgt unverbindlich (wird aber empfohlen)

• Mögliche rechtliche Relevanz im Rahmen der Bestandsschutzklausel nach § 5 WPG

Weitere Unterstützungsangebote

• Kompetenzzentrum Kommunale Wärmewende (KWW) und (Landes)energieagenturen

• Online-Ressourcen und Plattformen 

• Technikkatalog des BMWK

Faktische Bedeutung:

✓ Aufsichtsbehörden und ggfs. Gerichte werden 

sich an Leitfaden orientieren

✓ Zu beteiligende Akteure werden von Anwendung 

des Leitfadens ausgehen

✓ Anwendung bei sog. Konvoi-Verfahren sichert 

Einheitlichkeit

25
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Weiterführende Informationen zusätzlich zum Leitfaden

Weitere hilfreiche Online-Ressourcen und Plattformen finden sich unter:

1. FAQ des Bundesministeriums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB):

https://www.bmwsb.bund.de/Webs/BMWSB/DE/themen/stadt-wohnen/WPG/WPG-node.html

2. Sammlung an weiteren Leitfäden und allgemeinen Erläuterungen:

https://www.kww-halle.de/wissen/themen-der-kommunalen-waermeplanung/literatur-und-leitfaeden

3. Bundesländer spezifische Informationen https://www.kww-halle.de/wissen bei „Aktueller Blick in die Bundesländer“ 

entsprechendes Land auswählen Seite 7

4. „Praxisleitfaden Kommunale Wärmeplanung“ des AGFW: https://www.agfw.de/kwp

5. Fortlaufend aktualisierte Planungen des Wasserstoff-Kernnetzes:

https://fnb-gas.de/wasserstoffnetz-wasserstoff-kernnetz/

6. Wärmebedarf-/Verbrauchskarten: https://www.hotmaps.eu/map

https://euf.maps.arcgis.com/apps/webappviewer/in-dex.html?id=8d51f3708ea54fb9b732ba0c94409133

7. Weitere länderspezifische Informationsdienste, z. B. Wärmekataster, Geodaten oder PV-Potenziale, z.B.:

https://www.lanuv.nrw.de/landesamt/daten-und-informationsdienste/karten-und-downloaddienste

Hier wird voraussichtlich auch der 

Leitfaden zu finden sein!
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Die Novelle des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) wurde parlamentarisch 
verabschiedet und trat am 1. Januar 2024 in Kraft

Gesetzestext Gesetzesentwurf

Die vollständige Gesetzesbegründung ergibt sich aus dem Gesetzentwurf und der Beschlussempfehlung

Beschlussempfehlung

https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/280/VO.html https://dserver.bundestag.de/btd/20/068/2006875.pdf https://dserver.bundestag.de/btd/20/076/2007619.pdf

Übersicht: https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw24-de-gebaeudeenergiegesetz-952846
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Das Gebäudeenergiegesetz und das Wärmeplanungsgesetz

Gebäudeenergiegesetz (GEG)

✓ Vorgaben insbesondere für 

Gebäudeeigentümer zu

✓ baulichem Wärmeschutz

✓ Heiztechnik

Wärmeplanungsgesetz (WPG)

✓ Verpflichtung Länder zu kommunaler 

Wärmeplanung

✓ Verpflichtung Wärmenetzbetreiber zu 

Dekarbonisierung
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Die „65%-EE-Vorgabe“

Eine Heizungsanlage darf zum Zweck der Inbetriebnahme in einem Gebäude nur eingebaut oder aufgestellt werden, wenn sie 

mindestens 65 Prozent der mit der Anlage bereitgestellten Wärme mit 

✓ erneuerbaren Energien oder

✓ unvermeidbarer Abwärme […] erzeugt.

✓ Entsprechendes gilt für Heizungsanlage, die in ein Gebäudenetz einspeisen.

Erneuerbare Energie Unvermeidbare Abwärme

Geothermie

Umweltwärme

Solare Strahlungsenergie

Solarthermische Anlagen

Gebäudeintegrierte Windkraft

Biomasse

Grüner Wasserstoff

Erdboden- und Wasserwärme

Der Anteil der Wärme,

✓ der als Nebenprodukt

✓ in einer Industrie- oder Gewerbeanlage

✓ oder im tertiären Sektor 

✓ aufgrund thermodynamischer Gesetzmäßigkeiten anfällt, 

✓ nicht durch Anwendung des Standes der Technik 

vermieden werden kann,

✓ in einem Produktionsprozess nicht nutzbar ist und 

✓ ohne den Zugang zu einem Wärmenetz ungenutzt in Luft 

oder Wasser abgeleitet werden würde.

Unmittelbarer 

räumlicher 

Zusammenhang
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Die Einhaltung der 65%-EE-Vorgabe kann nachgewiesen werden oder gilt als 
erfüllt, wenn eine der Erfüllungsoptionen des Gesetzes gewählt werden…

✓ Nachweis der Einhaltung der Anforderung 

an Einsatz von mindestens 65 Prozent 

erneuerbarer Energien oder unvermeidbarer 

Abwärme

✓ durch Sachverständigen vor 

Inbetriebnahme

✓ nach DIN V 18599: 2018-09

✓ Einbauverbote bzw. Anforderungen an den 

Einbau bestimmter Heizungstechnologien 

bestehen unabhängig davon

✓ Einbau und Betrieb gemäß Nachweis

✓ Auf Verlangen Nachweis Behörde oder 

Schornsteinfeger vorzulegen

Anforderungen an 65%-EE-Vorgabe gelten 

als erfüllt, wenn

✓ Anlagen gem. gesetzlicher 

Erfüllungsoption

✓ einzeln oder in Kombination

✓ vollständige Deckung des 

Wärmebedarfs der durch die Anlagen 

versorgten

− Wohnungen oder

− sonstigen selbstständigen 

Nutzungseinheiten oder

− Gebäude des Gebäudenetzes

✓ Bei Biomasse & Wasserstoff:

Einhaltung der Anforderungen an 

Belieferung des jeweiligen Brennstoffs 

durch Betreiber

Erfüllungsoptionen

Nachweis

§ 72 Abs. 2 

GEG

§§ 72 Abs. 3,

71b – 71h 

GEG

32

23. Mai 2024Unternehmergespräch



PwC Legal

Erfüllungsoptionen für die 65%-Erneuerbare-Energie-Vorgabe

65%-

EE-Vorgabe

1

2

3

45

6

7

8
Solarthermie-Hybridheizung

Nachweis Anschluss an ein Wärmenetz 

Elektrische Wärmepumpe

Wärmepumpen-Hybridheizung

Solarthermische Anlage

Biomasse / Wasserstoff

Stromdirektheizung
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Verzahnung der 65%-EE-Vorgabe mit kommunaler Wärmeplanung

2045

19.4.2023 18.10.2024

Bestellung Einbau

1.1.2024

65%-EE-Vorgabe:

Neubau in 

Neubaugebieten

30.6.2026 30.6.2028

65%-EE-Vorgabe:

Ab Abschluss 

kommunale 

Wärmeplanung

Gebiet > 100.000 

Einwohner

+ Ausweisungs-

entscheidung

spätestens

65%-EE-Vorgabe:

Ab Abschluss 

kommunale 

Wärmeplanung

Gebiet ≤ 100.000 

Einwohner

+ Ausweisungs-

entscheidung

spätestens

1.1.2029 1.1.20401.1.2035

15% 30% 60%

Einbau fossil betriebene Heizung nach 31.12.2023 in Bestandsgebäude / 

Neubau außerhalb Neubaugebiet

31.12.2044

Endgültiges 

Verbot von 

Heizkesseln 

mit fossilen 

Brennstoffen

Anteil Biomasse / Wasserstoff

Übergangsregelung

Bei Heizungstausch/Neueinbau in 

Bestandsgebäude bzw. Neueinbau in 

Neubauten außerhalb Neubaugebieten
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Allgemeine Übergangsfrist beim Heizungstausch (§71i GEG)

2045

19.4.2023 18.10.2024

Bestellung Einbau

1.1.2024

65%-EE-Vorgabe:

Neubau in 

Neubaugebieten

30.6.2026 30.6.2028

65%-EE-Vorgabe:

Ab Abschluss 

kommunale 

Wärmeplanung

Gebiet > 100.000 

Einwohner

+ Ausweisungs-

entscheidung

spätestens

65%-EE-Vorgabe:

Ab Abschluss 

kommunale 

Wärmeplanung

Gebiet ≤ 100.000 

Einwohner

+ Ausweisungs-

entscheidung

spätestens

21.11.2030

Austausch nach 

Heizungshavarie

31.12.2044

Endgültiges 

Verbot von 

Heizkesseln 

mit fossilen 

Brennstoffen

Übergangsregelung

Bei Heizungstausch in Bestandsgebäude 

bzw. Neueinbau in Neubauten außerhalb 

Neubaugebieten

21.11.2035

Einbau Heizung 

65%-EE-Vorgabe

5 Jahre Übergangsfrist

✓ Übergangsweise Einbau einer 

Heizung, die nicht 65%-EE-Vorgabe 

entspricht

✓ Fristbeginn mit Austauscharbeiten

✓ Bei weiterem Austausch zählt Beginn 

des erstmaligen Austauschs

Nicht anzuwenden auf:

× Etagenheizung

× Einzelraumfeuerungsanlage

× Hallenbadheizung

Beispiel allgemeine Übergangsfrist
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Übergangsfrist Gasetagenheizungen (§71l GEG): Umstellung Zentralheizung

2045

30.6.2028

Vorgabe:

100.000 

65%-EE-Vorgabe:

Ab Abschluss 

kommunale 

Wärmeplanung

Gebiet ≤ 100.000 

Einwohner

+ Ausweisungs-

entscheidung

spätestens

21.11.2030

Austausch nach Heizungshavarie erster 

Gasetagenheizung / Zentralheizung

31.12.2044

Endgültiges 

Verbot von 

Heizkesseln 

mit fossilen 

Brennstoffen

Heizungstausch in Bestandsgebäude 

bzw. Neueinbau in Neubauten außerhalb 

Neubaugebieten

21.11.2035

Einbau Heizung 

65%-EE-Vorgabe

Verlängerung der Übergangsfrist um bis zu 8 Jahre

wenn Entscheidung innerhalb der 5-Jahresfrist zur Umstellung 

auf (Teil-)Zentralheizung

✓ Verlängerung der 5-Jahresfrist bis zur alle Wohnungen und 

Nutzungseinheiten, die von der Umstellung erfasst sind

− bis zur Fertigstellung der zentralen Heizungsanlage

− max. um 8 Jahre

Hinweis:

✓ Keine Entscheidung = Pflicht zu vollständiger Zentralisierung

✓ Entscheidung dem Schornsteinfeger mitzuteilen

21.11.2043

Einbau Zentralheizung 

nach 65%-EE-Vorgabe

5 Jahre Übergangsfrist

✓ Übergangsweise Einbau einer 

Heizung, die nicht 65%-EE-

Vorgabe entspricht

✓ Fristbeginn mit Austauscharbeiten

✓ Bei weiterem Austausch zählt 

Beginn des erstmaligen 

Austauschs

Ab dann Anschluss aller 

Wohnungen / 

Nutzungseinheiten

✓ die von Umstellung 

erfasst

✓ sobald Austausch 

notwendig 

(Heizungshavarie)

1 Jahr Übergangsfrist

für zwischenzeitlich eingebaute Heizungsanlage

✓ zum Anschluss an Zentralheizung

(65%-EE-Vorgabe gilt als erfüllt, selbst wenn 

Zentralheizung Voraussetzungen noch nicht 

erfüllt)

✓ Austausch nach 65%-EE-Vorgabe

21.11.2044

Beispiel Übergangsfrist Gebäude mit mindestens 

einer Etagenheizung/Einzelraumfeuerungsanlage

bei Entscheidung zu:

(Teil-)Zentralisierung
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Übergangsfrist Gasetagenheizungen (§71l GEG): Beibehaltung Etagenheizung

2045

30.6.2028

Vorgabe:

100.000 

65%-EE-Vorgabe:

Ab Abschluss 

kommunale 

Wärmeplanung

Gebiet ≤ 100.000 

Einwohner

+ Ausweisungs-

entscheidung

spätestens

21.11.2030

Austausch nach Heizungshavarie erster 

Gasetagenheizung / Zentralheizung

31.12.2044

Endgültiges 

Verbot von 

Heizkesseln 

mit fossilen 

Brennstoffen

Heizungstausch in Bestandsgebäude 

bzw. Neueinbau in Neubauten außerhalb 

Neubaugebieten

21.11.2035

Einbau Heizung 

65%-EE-Vorgabe

5 Jahre Übergangsfrist

✓ Übergangsweise Einbau einer 

Heizung, die nicht 65%-EE-

Vorgabe entspricht

✓ Fristbeginn mit Austauscharbeiten

✓ Bei weiterem Austausch zählt 

Beginn des erstmaligen 

Austauschs

1 Jahr Übergangsfrist

für zwischenzeitlich 

eingebaute 

Heizungsanlage zu 

Austausch nach

65%-EE-Vorgabe

21.11.2036

Einbau Heizung 

65%-EE-Vorgabe

Beispiel Übergangsfrist Gebäude mit mindestens 

einer Etagenheizung/Einzelraumfeuerungsanlage

bei Entscheidung zu:

Beibehaltung Etagenheizungen (dezentral)

Hinweis:

✓ Weitere Übergangsvorschriften 

für Hallenheizungen

✓ Verfahrensvorschriften für 

WEGs
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Betriebsverbote

Rechtliche Erweiterung:

• § 72 Abs. 4 n.F.: Betriebsverbot für 

Gas- und Ölheizungen ab 2045

• Neue Ausnahmetatbestände gem. § 72 

Abs. 3 Nr. 3 n.F: Weiterbetrieb von 

Heizkessel, die älter als 30 Jahre alt sind 

und Teil einer Hybridlösung sind, soweit 

sie nicht mit fossilen Brennstoffen 

betrieben werden; d.h. wird der Kessel mit 

grünen Gasen betrieben, darf er auch 

über 30 Jahre hinaus betrieben werden

Bereits bestehende Betriebsverbote des § 72 GEG gelten fort:

• § 72 Abs. 1: Generelles Betriebsverbot für Gas- und Ölheizungen, die vor dem 

1. Januar 1991 eingebaut wurden

• § 72 Abs. 2: Generelles Betriebsverbot für Gas- und Ölheizungen, die nach dem 

1. Januar 1991 eingebaut wurden oder aufgestellt worden sind und älter als 30 Jahre sind

• Bei Verstoß: Ordnungswidrigkeit nach § 108 Abs. 1 Nr. 8, die nach Abs. 2 mit einer 

Bußgelde von bis zu EUR 50.000 geahndet werden kann

• Ausnahmen von dem Betriebsverbot gem. §§ 72 Abs. 3, 73 Abs. 1 GEG:

1. Niedertemperatur Heizkessel und Brennwertkessel 

2. Heizungstechnische Anlagen, deren Nennleistung weniger als 4 kW oder mehr 

als 400 kW beträgt 

3. bei Ein- oder Zweifamilienhäusern, die der Eigentümer am 01. Februar 2002 

selbst bewohnt – im Falle eines Eigentümerwechsels gilt das Betriebsverbot

ab einer Übergangsfrist von 2 Jahren ab dem Eigentumsübergang, § 73 Abs. 

2 GEG
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Beratungspflicht gem. § 71 Abs. 11 GEG

Wer muss sich von wem über was beraten lassen?

• Wer muss sich beraten lassen?

i.d.R. der Gebäudeeigentümer

• Wer berät fachkundig?

Fachkundige Personen im Sinne des GEG (Verweis auf § 60b Abs. 3 S. 2 und § 88 Abs. 1 GEG) = Schornsteinfeger, 

Installateure, Heizungsbauer, Kälteanlagenbauer, Ofen- und Luftheizungsbauer, Elektrotechniker sowie Energieberater auf 

der Energieeffizienz-Expertenliste für Förderprogramme des Bundes, ebenfalls Ausstellungsberechtige für Energieausweise 

gem. § 88 Abs. 1 GEG

• Können fachkundige Personen Arbeitnehmer von EVUs sein?

Ja. Diese Person muss allerdings in der Expertenliste unter https://www.energie-effizienz-experten.de/ in der Kategorie 

„Energieberatung für Wohngebäude“ eingetragen sein und die für die Eintragung nötigen Voraussetzungen erfüllen. Für 

Anträge auf Förderung einer Baubegleitung ist der Energieeffizienz-Experte für das Bauvorhaben vorhabenbezogen 

unabhängig zu beauftragen (d.h. kein Beschäftigungsverhältnis)

• Umfang der Beratung:

Hauptsächlich: Beratung zu Kosten, Emissionshandel, verpflichtenden Bezugs ab 2029 und Wärmeplanung. Dazu als 

Hinweis: Mögliche Auswirkungen der Wärmeplanung und potenzielle Unwirtschaftlichkeit (insb. aufgrund steigender 

CO2-Bepreisung)
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Umfang der Beratung § 71 Abs. 11 GEG 

Informationen des BMWSB und BMWK, die als Grundlage für 

die Beratung zu verwenden sind, zur Sicherung eines 

einheitlichen Niveaus der Beratung und Entlastung der 

durchführenden Personen und Handwerksbetriebe.

Umfang der Beratung:

• Langfristige Wirtschaftlichkeitsrechnung

• Technologiefreiheit und individuelle Lösung

• Beachtung der kommunalen Wärmeplanung

• Preisentwicklung fossiler Energieträger, biogener 

Brennstoffe und CO2-Abgaben

• Beachtung der Quoten für grüne Brennstoffe ab 2029 

15%, 2035 30%, 2040 60%, 2045 100%

• Verfügbarkeit und Preisentwicklung für Wasserstoff

• Fördermöglichkeiten

https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/downloads/Webs/BMWSB/DE/ver

oeffentlichungen/pflichtinformation-geg.html
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Pflichten für Heizungsbetrieb nach GEG-Novelle
§§ 60a bis 60c GEG

Vorschrift Inkrafttreten Pflicht Anmerkung

§ 60a GEG 01.01.2024

Prüf- und Optimierungspflicht

− nur Wärmepumpen

− ab Einbau 01.01.2024

− min. 6 Wohnungen/Nutzungseinheiten

Ähnliche Verpflichtungen nach 

EnSiMiMaV. Danach Verstoß 

aber noch nicht bußgeldbewehrt.

Verstoß gegen GEG-Pflichten 

größtenteils bußgeldbewehrt.

§ 60b GEG 01.10.2024

Prüfungs- und Optimierungspflicht

− ausgenommen Wärmepumpen

− ab Einbau 30.09.2009

− nach 15 Jahren

− min. 6 Wohnungen/Nutzungseinheiten

§ 60c GEG 01.10.2024
Hydraulischer Abgleich

− ab Einbau 01.01.2024

− min. 6 Wohnungen/Nutzungseinheiten
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Wen treffen die Pflichten nach den §§ 60a bis 60c GEG?
Pflicht des Anlagenbetreibers?

Pro Betreiberpflicht

✓ Überschrift Unterabschnitt „Betreiberpflichten“

✓ BT-Drs. 20/6875, S. 101 zu § 60b:

„Hat der Gebäudeeigentümer den Betrieb der 

Heizungsanlage – etwa im Rahmen eines 

Wärmecontracting-Vertrages – einem Dritten übertragen, 

so gehen die Pflichten des Gebäudeeigentümers 

nach Satz 2 auf den Contractor über und treten neben 

die fortbestehenden Pflichten des Gebäudeeigentümers.“

✓ Verpflichtung kann nur so weit gehen, wie 

Verfügungsbefugnis für jeweiligen Anlagenbestandteil 

(Beispiel: Hydraulischer Abgleich erfordert Maßnahmen 

an Leitungstechnik & Heizkörpern (Eigentümer) und 

Heizungsanlage (Anlagenbetreiber)).

Contra Betreiberpflicht

✓ Grundsatz Verpflichtung Bauherr/Eigentümer

✓ Kein anderer Verantwortlicher ausdrücklich bezeichnet

✓ Beauftragte im Rahmen ihres Wirkungskreises, die bei 

der Errichtung oder Änderung (≠ Betrieb)

✓ von Gebäuden oder

✓ der Anlagentechnik

in Gebäuden tätig werden

✓ Verantwortlich: „regelmäßig der Gebäudeeigentümer“

(BT-Drs. 20/6875, S. 100, 101, 103)

Im Ergebnis muss in jedem Einzelfall abgegrenzt werden, inwieweit den Eigentümer oder den Anlagenbetreiber die Pflichten treffen, 

um daraus eine Aufgabenteilung abzuleiten. Bestenfalls wird eine einvernehmliche Regelung (im Vorfeld) herbeigeführt.
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Auswirkungen auf Contracting-
und Pachtmodelle

Risiken & Herausforderungen

▪ Ersatz gleicher Anlage nach irreparablem 

Ausfall unzulässig

➢ Sonderkündigungsrecht

➢ Endschaftsklausel

▪ Betreiberpflichten

➢ Brennstoffe

insb. § 71 Abs. 9 GEG; § 71f GEG

➢ Prüfung und Optimierung

insb. §§ 60a bis 60c GEG; EnSimiMaV

▪ Betriebsverbote

▪ Brennstoffkosten

▪ Netzentgelte

Contracting

Betreiber

Eigentümer

Heizung

EnSimiMaV

Pacht

§ 60a

§ 60c

§ 60b

§ 71ff.
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PwC Vertragspaket Energie

Vertrieb

✓ Elektrizität

✓ Grundversorgung

✓ Sonderkundenverträge

✓ Dezentrale Einspeisung

✓ Erdgas

✓ Grundversorgung

✓ Sonderkundenverträge

✓ Wärme

Netz

✓ Elektrizität

✓ Netzanschluss/

Anschlussnutzung

✓ Netznutzung/

Netzkopplung

✓ Einspeiseverträge

✓ Messverträge

✓ Erdgas

✓ Netzanschluss/

Anschlussnutzung

✓ Netznutzung/

Netzkopplung

Contracting und 

Dienstleistungen

✓ Mieterstrom

✓ Contracting

✓ Dienstleistungen

✓ PV-Pacht

Elektromobilität

✓ Wallboxverträge

✓ Ladesäulenverträge
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Aktualisierung PwC Vertragspaket Energie

Aktualisierung der Contracting-Verträge im Hinblick 

auf die Novelle des Gebäudeenergiegesetzes:

✔ Sonderkündigungsrecht wenn bei erforderlichem 

Ersatz der Wärmeerzeugungsanlage die 

ursprüngliche Heiztechnik nicht mehr zulässig ist

✔ Endschaftsklausel: Grundsätzliche 

Abnahmeverpflichtung von Anlagenteilen, die für 

neue Heiztechnik weiterverwendet werden können
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Die Bundesförderung für effiziente Gebäude – kurz BEG – bündelt 
die Förderung von Energieeffizienz und erneuerbaren Energien im 
Gebäudebereich

Bundesförderung für 

effiziente Gebäude (BEG)

BEG 

Wohngebäude

Neubau und 

Sanierung von 

Effizienzhäusern

BEG 

Nichtwohngebäude

Neubau und 

Sanierung von 

Effizienzgebäuden

BEG 

Einzelmaßnahmen

Sanierung von 

Wohn- und 

Nichtwohngebäuden

Kredit

(KfW)

Zuschuss

(KfW / BAFA)

Förderfähig sind alle Maßnahmen an Gebäuden, die 

die Energieeffizienz verbessern. Darunter auch 

Heizungstechnologien.

Landschaft für Förderungen im Gebäudebereich

• Die BEG besteht aus drei Teilprogrammen:

• Bundesförderung für effiziente Gebäude –

Wohngebäude (BEG WG)

• Bundesförderung für effiziente Gebäude –

Nichtwohngebäude (BEG NWG)

• Bundesförderung für effiziente Gebäude –

Einzelmaßnahmen (BEG EM)

• Bei Sanierung grundsätzlich die Wahl zwischen: 

• BEG WG: Gebäude soll auf einen bestimmten 

Effizienzstandard gehoben werden (Kredit)

• BEG EM: Einzelne Maßnahmen einer Sanierung, 

z.B. ein Heizungstausch soll erfolgen (Zuschuss)
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Die BEG-EM-Förderung wurde novelliert. Damit sind bis zu 70% 
Förderung für den Heizungstausch möglich

Die neuen Förderrichtlinie BEG-EM für den Heizungstausch ab 2024

*Der Bonus nimmt im Zeitverlauf ab: 2029 17% und danach sinkt er alle zwei Jahre um 3%

Grundförderung

Klimageschwindigkeits-Bonus

Einkommensabhängiger Bonus

30%

20%*

30%

Effizienz-Bonus 5%

Höchstfördersatz 70%

Förderfähigen Kosten max. 30.000 Euro**

Für jeden Heizungswechsels, der die 65%-EE-Anforderung erfüllt. 

Pauschal 2.500 € Emissionsminderungs-Zuschlag für feste Biomasse, 

wenn sie einen Staub-Emissionsgrenzwert von 2,5 mg/m³ einhalten

Für den Austausch alter Öl-, Kohle-, Nacht-speicher oder min. 20 Jahre alte 

Biomasse- und Gasheizungen 

Für Haushalte mit einem zu versteuernden Jahreseinkommen von weniger 

als 40.000 Euro

Für Wärmepumpen, die als Wärmequelle Wasser, Erdreich oder Abwasser 

nutzen oder ein natürliches Kältemittel einsetzen

** Für MFH: Für Maßnahmen, die sich nicht auf das gesamte Gebäude beziehen, ist für die Höchstgrenze nur die Anzahl der 

Wohneinheiten entscheidend. 30.000 Euro für die erste Wohneinheit, 15.000 Euro für die zweite bis sechste Wohneinheit, 8.000 

Euro ab der siebten Wohneinheit
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Die Förderung für Wärmepumpen 2024 hat sich vor allem für 
Haushalte mit einem geringen Einkommen verbessert

BEG EM - Antrag bis 31.12.2023 BEG EM - Antrag ab 01.01.2024 

Maximale Förderung 2023 je Wohneinheit: 

40% Zuschuss = 24.000 €

Maximale Förderung 2024 für erste Wohneinheit: 

70%** Zuschuss = 21.000 €

Basisförderung

Klimageschwindigkeits-

Bonus

Effizienz-Bonus

30%

20%*

5%

Einkommensabhängiger 

Bonus
30%

Für jeden Heizungstausch, welcher 

die 65% RE Anforderung erfüllt

Für den Austausch alter Öl-, Kohle-, 

Nachtspeicher oder min. 20 Jahre 

alte Gas-Heizungen 

Für den Einsatz von natürlichen 

Kältemitteln oder Erdwärme als 

Wärmequelle

Für Haushalte mit einem zu 

versteuernden Jahreseinkommen 

von weniger als 40.000 Euro

*Der Bonus nimmt im Zeitverlauf ab

** Nur für selbstnutzende Wohneigentümer, nicht für Vermieter (Obergrenze Vermieter 55%)

Max. Investitionssumme für 1. Wohneinheit: 30.000 €, ab 2. WE je 15.000 €, 

ab 7. WE je 8.000 € 

Max. Investitionssumme je Wohneinheit: 60.000 €, max. 600.000 €

Basisförderung

Heizungstauschbonus

Wärmepumpenbonus

25%

10%

5%

Für alle Sanierer, die ihre Heizung 

austauschen

Für den Austausch alter Öl-, Kohle-, 

Nachtspeicher oder min. 20 Jahre 

alte Gas-Heizungen 

Für den Einsatz von natürlichen 

Kältemitteln oder Wasser, Erdwärme 

sowie Abwasser als Wärmequelle

Quellen: BMWK, Energie-Fachberater.de

Wärmepumpe
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Akteursbeteiligung



PwC Legal

§§ 7 – 11 WPG regeln Beteiligungsrechte und Auskunftspflichten

Die Akteursbeteiligung ist

• zunächst eine Pflicht der planungsverantwortlichen Stelle (oder eines Beauftragten)

• gleichzeitig ein Recht auf Mitwirkung für bestimmte Akteure

• unter Umständen verbunden mit Auskunftspflichten

§§ 13 – 22 WPG gliedern den Prozess der Wärmeplanung

Die Akteursbeteiligung findet statt

• im Kontext bestimmter Planungsschritte

• grundsätzlich als Gelegenheit zur Stellungnahme

WER ist WANN und WIE zu beteiligen?
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Die planungsverantwortliche Stelle muss die Beteiligung organisieren 
und koordinieren. Sie kann zur Beteiligung mit Hinweisen und 
Fristsetzungen auffordern.

§ 7 Abs. 2 WPG

Verpflichtend zur beteiligende 

Akteure

Bestimmte Akteure müssen an der 

Wärmeplanung beteiligt werden:

✓ Betreiber eines 

Energieversorgungsnetzes im 

Plangebiet

✓ Betreiber eines Wärmenetzes im 

Plangebiet oder angrenzendem 

Gebiet

✓ Potenzielle Betreiber solcher Netze

✓ …

§ 7 Abs. 3 WPG

Fakultativ zu beteiligende 

Akteure

Andere Akteure können an der 

Wärmeplanung beteiligt werden:

✓ Betreiber von 

Energieversorgungsnetzen in 

angrenzendem Gebiet

✓ Angrenzende Gemeinden

✓ …

§ 7 Abs. 1 WPG

Allgemeine Beteiligungspflicht

An der Wärmeplanung müssen beteiligt 

werden:

✓ Die Öffentlichkeit (z.B. Bürger und 

Gewerbe, Industrie, Handeln, 

Landwirtschaft)

✓ Behörden und Träger öffentlicher 

Belange, deren Aufgabenbereich 

durch die Wärmeplanung berührt 

werden (z.B. Berg-, Wasser-, 

Naturschutzbehörden)
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Die Kommunen müssen bestimmte Akteure beteiligen und 
können diese zur Mitwirkung verpflichten

Beteiligungsverpflichtung

Die Planungsverantwortliche Stelle…

✔ beteiligt die Öffentlichkeit und Akteure

✔ organisiert den erforderlichen 

Austausch

✔ koordiniert Mitwirkungshandlungen

Mitwirkungsverpflichtung

✔ Zu beteiligenden Akteure sollen nach 

Aufforderung an der Durchführung der 

Wärmeplanung mitwirken,

insbesondere durch

− Erteilung von sachdienlichen 

Auskünften und Hinweisen

− Stellungnahmen

− Teilnahme an Besprechungen

− Übermittlung von Daten nach

§§ 10 bis 12 WPG u.a. Planungen 

über den Aus- und Umbau von 

Strom-, Gas- und 

Wärmenetzinfrastruktur im 

beplanten Gebiet

✔ Übermittlung von Daten kann befristet

werden

§ 7 WPG Beteiligung der Öffentlichkeit, von Trägern öffentlicher Belange, der Netzbetreiber sowie weiterer natürlicher und juristischer Personen

Umgekehrt müssen Energie- und 

Wärmeversorgungsnetzbetreiber 

Darstellungen des Wärmeplans bei Aus- und 

Umbau von Netzen berücksichtigen!
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Zur Datenerhebungsermächtigung korrespondierend werden 
die Akteure zur Auskunft verpflichtet 

Auskunftspflichtige Akteure

✔ Bundes- und Landesbehörden

✔ Netzbetreiber

✔ Messstellenbetreiber

✔ Energieversorgungsunternehmen

✔ Bezirksschornsteinfeger

✔ Sonstige beteiligte Akteure, soweit 

Daten nicht von obenstehenden 

Auskunftspflichtigen erhoben werden 

können

Inhalt und Form

✔ nur Daten, die bereits bekannt sind

✔ in angefragten elektronischen als auch 

maschinenlesbaren Formaten

✔ nach Möglichkeit vorhandene 

bundesweit einheitliche, 

massengeschäftstaugliche Verfahren 

der Energiewirtschaft zu nutzen

✔ Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

und vertrauliche Informationen zu 

Kritischen Infrastrukturen als vertraulich 

zu kennzeichnen: Keine 

Veröffentlichung zulässig

§ 11 WPG Auskunftspflicht und Form der Auskunftserteilung

Kosten

✔ Kostenerstattung grundsätzlich nur für 

Schornsteinfeger und sonstige 

beteiligte Akteure

✔ Ausnahmen per Landesrecht möglich

Die planungsverantwortliche Stelle kann zur Einhaltung der Auskunftspflicht erforderliche 

Maßnahmen anordnen bzw. die Aufsichtsbehörde ersuchen, Maßnahmen anzuordnen.
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Wärmeplan bei Aus- und Umbauplanungen 
von Energieinfrastruktur zu berücksichtigen 

§ 8 WPG Energieinfrastrukturplanungen

Betreiber von Energieinfrastrukturnetzen, wie

✓ Gasnetze

✓ Stromnetze

✓ Wärmenetze

müssen bei Aus- oder Umbauplanungen ihrer Netze die 

Darstellungen des Wärmeplans berücksichtigen.
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Für EVU gelten neben den allgemeinen Regeln Besonderheiten. Sie 
nehmen eine Doppelrolle ein und verfügen über umfangreiche 
Rechte und Pflichten.

Besonderheiten

• Verpflichtend zu beteiligende Energieversorgungs-

und Wärmenetzbetreiber haben Mitteilungspflicht bzgl. 

eigener Infrastrukturplanungen (§ 8 Abs. 1 WPG)

• Fakultative Gelegenheit zur Stellungnahme für 

Beteiligte bei Entwicklung des Zielszenarios (§ 17 

Abs. 2 WPG)

• (Potenzielle) Netzbetreiber haben Vorschlagsrecht 

hinsichtlich Gebietsversorgung mittels Wärme- oder 

Wasserstoffnetz

(§ 18 Abs. 4 WPG)

• Mögliche gemeinsame Identifizierung von 

Umsetzungsmaßnahmen mit beteiligten Akteuren und 

Abschluss entsprechender Vereinbarungen (§ 20 Abs. 

2 WPG)

Beteiligung in Nachbarkommunen

• EVU ist zwingend von Kommune zu beteiligen als 

Energieversorgungsnetzbetreiber im Plangebiet und 

als Wärmenetzbetreiber im Plan- und Grenzgebiet, 

also in letzterem Fall auch von Nachbarkommune

• Ansonsten liegt die Entscheidung zur Beteiligung 

vorerst im Ermessen der planungsverantwortlichen 

Stelle

• In Fällen, in denen das EVU in benachbarten 

Kommunen involviert sein möchte, muss es als 

proaktiv als potenzieller Netzbetreiber anbieten
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Eine vollständige Akteursbeteiligung gliedert sich in vier Schritte, 
von der Identifikation bis zur Verstetigung

Relevante Akteure müssen systematisch 

identifiziert und eingebunden werden 

• Ziel der Akteursbeteiligung ist es alle relevanten 

Akteure und Interessen systematisch einzubinden

• Dies kann durch ein Vorgehen in vier Schritten 

erfolgen:

• 1. Identifizieren

• 2. Aktivieren

• 3. Einbinden

• 4. Verstetigen 

• Auf dieser Grundlage müssen individuelle und 

zielführende Beteiligungsformate entwickelt werden 

Formen der Kooperation und Langfristperspektiven

festlegen.

Personen als potenzielle lokale Schlüsselakteure 

identifizieren, ihre Motivation und ihre Grenzen erkennen.

Handlungsräume schaffen, Formen der 

gemeinsamen Arbeit kreieren, Regeln der 

Zusammenarbeit festlegen.

Methoden der Ansprache, Anreizmöglichkeiten 

für das Engagement, gemeinsame Interessen 

identifizieren und nutzen.

A
k
tiv

ie
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n

Einbinden

V
e
rs

te
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g
e
n

Identifizieren

Vorgehen zur Akteurseinbindung
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Betroffene haben viele Fragen, Bedenken und Perspektiven auf die 
Wärmewende, die beantwortet und berücksichtigt werden müssen

Werden unsere Heizkosten 

steigen? Wie können wir eine 

Umstellung finanzieren?

Ist bei der langen Umbauzeit eine 

Wärmeversorgung permanent sichergestellt?Was passiert, wenn meine Heizung 

ausgetauscht werden muss, während der 

Entscheidungsprozess über den Anschluss 

an ein Wärmenetz noch nicht abgeschlossen 

ist?

Wann gibt es Planungssicherheit 

in Bezug auf die kommunale 

Wärmeplanung?

Entstehen für mich als Eigentümer:in

Pflichten aus der kommunalen 

Wärmeplanung?

Risikopotenzial:

Oftmals haben erste Fragen 

keinen fachlichen Hintergrund, 

sondern einen starken privaten 

Bezug zu Gefühlen, Meinungen 

und Erfahrungen.

59

23. Mai 2024Unternehmergespräch



PwC Legal

Um die Beteiligten in Prozesse einzubinden, werden vor Ort 
verschiedene, dialogische Formate umgesetzt

60

Open Space, World Café, Fishbowl

Veranstaltungsverantwortliche:
• Organisation

• Moderation

• Leitung von (Fach-) Beiträgen

• Präsentieren sich als Ansprechperson bei 

Fragen und Belangen rund um das ganze 

Projekt

Teilnehmende:
• Physisch oder virtuell anwesend

• Wissensvermittlung durch aufeinander 

abgestimmten Formate

• Netzwerken untereinander wird gefördert

• Stärkung der Identifikation mit Gruppe/ 

Projekt 

• Bessere Aufnahme von Informationen 

durch verschiedene Formate

Dialogische 

Formate

Informationsvermittlung, Q&A, Livestream Ergebnispräsentation, Summary Matrix

Praxisbeispiele aus verschiedenen 

Projekten rund um die Wärmewende. 60
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Unterstüztungsleistungen des PwC-Netzwerks im Überblick

Wir klären Sie über die aktuellen 

regulatorischen Rahmenbedingungen 

auf, ordnen die Regelungen für Sie ein 

und helfen Ihnen dabei, die Kernpunkte 

Ihrer Kommune zu vermitteln.

✔ Überblick und Verzahnung von GEG, 

WPG, Fördermitteln, Vergabe- und 

Baurecht

✔ Gesprächsleitfäden für Stadtwerke 

zur Kommunikation mit Kommunen

✔ Workshops

PwC steht Ihnen als Berater bei der 

Durchführung der Wärmeplanung zur 

Verfügung.

✔ Datenerhebung und Auswertung

✔ IT-Tools

✔ Bestands- und Potenzialanalyse

✔ Zielszenario und 

Umsetzungsstrategie

✔ Klimaschutzcockpit

✔ Akteursbeteiligung

Wir beraten Sie energierechtlich und 

energiewirtschaftlich bei den 

Umsetzungsmaßnahmen, die aus der 

Wärmeplanung und in deren Umfeld 

entstehen.

✔ Wärmenetzplanung und -ausbau

✔ Contractingmodelle

✔ Energiedienstleistungen

✔ Geschäftsfeldentwicklung

✔ Energiewirtschaft

✔ Netzbetrieb

✔ Digitalisierung

✔ Energie- und Klimarecht

✔ Vertragsrecht

✔ Datenschutzrecht

✔ Vergabe-, Beihilfe- und Kartellrecht

✔ Bau- und Bauplanungsrecht

Regulatorische 

Rahmenbedingungen

Begleitung bei der Durchführung 

der Wärmeplanung

Begleitung bei der Umsetzung 

der Wärmeplanung

PwC bietet Ihne übergreifende 

Unterstützungsleistungen aus 

einer Hand an  
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24.05.2024Kommunale Wärmeplanung63

HECKER WERNER HIMMELREICH

Rechtsanwälte Partnerschaft mbB

Kommunale Wärmeplanung:

Wegerechte als Umsetzungsinstrument

-

Datenherausgabe



WEGERECHTE

Ein wichtiges Instrument zur Umsetzung der Wärmeplanung
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Was versteht man unter Wegerechten?

• Oft auch als Geh-, Fahr-
und Leitungsrecht 
bezeichnet

• Letztlich eine Frage des 
Inhalts des Rechts

• Kann etwa allein auf das 
Begehen oder Befahren 
beschränkt sein

• Aber auch: Benutzung für 
Leitungsführung 
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Unterschiedliche Wegerechte

• Eintragung als Dienstbarkeit im 
Grundbuch

• Sowohl Grunddienstbarkeit als auch 
beschränkt pers. Dienstbarkeit

Dingliches 
Wegerecht

• Nur Wirkung zwischen den Parteien

• Auch öffentlich-rechtlich als Baulast 
möglich

Schuldrechtliches 
Wegerecht

• § 46 EnWG regelt Pflicht für 
Gemeinden, öff. Wege für Netze zur 
Verfügung zu stellen 

• § 125 TKG enthält Nutzungsrecht

Gesetzliches 
Wegerecht
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Dingliches Wegerecht

• Grunddienstbarkeit zugunsten eines anderen 

Grundstückseigentümers, § 1018 BGB

• Beschränkt persönliche Dienstbarkeit zugunsten einer 

Rechtspersönlichkeit, § 1090 BGB

• Können den rechtlichen Rahmen für das Benutzen bilden

• Aber es können auch Rechte ausgeschlossen werden

• Wichtig: Durchführung von Instandhaltung!
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Wegerechte: Fernwärme

• Anders als bei Gasnetzen gibt es keine 

gesetzliche Regelung

• Müssen anders als Gasnetze nicht 

ausgeschrieben werden

• Falls doch gelten die allgemeinen Grundsätze 

der Transparenz und Diskriminierungsfreiheit
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Bedeutung für die Wärmeplanung

Dienen der Sicherung der 
Leitungsführung

Kann auch Zugang zu 
notwendigen Anlagen 

sichern

Berücksichtigung bereits im 
Bauleitplan möglich

24.05.2024Kommunale Wärmeplanung69



Rechtsprechung Fernwärmenetz Stuttgart

• Die Stadt Stuttgart klagte gegen die EnBW, welche das lokale 

Fernwärmenetz betreibt

• Im Konzessionsvertrag war keine Endschaftsregelung enthalten

• Der Konzessionsvertrag enthielt ebenfalls einen 

Wegenutzungsvertrag

• Die Stadt verlangt nach dem Ende des Vertrages die Übereignung 

der Leitungen, hilfsweise Beseitigung
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OLG Stuttgart, Urteil vom 26.03.2020 – 2 U 82/19

• Grundsätzlich besteht kein Übereignungsanspruch der Stadt 

Stuttgart mangels Einigung

• Weder aus §§ 552 Abs. 1, 997 Abs. 2 BGB analog, noch aus §

1004 Abs. 1 BGB

• Voraussetzungen einer Beseitigungspflicht liegen grundsätzlich 

vor

• Kein Kontrahierungszwang seitens der Stadt mit der EnBW
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BGH, Urteil vom 05.12.2023 – KZR 101/20

• Die Stadt ist nicht 
Eigentümerin geworden und 
hat auch keinen Anspruch 
auf Übereignung

• Regelung entsprechend § 46 
Abs. 2 S. 2 EnWG fehlt bei 
Fernwärmenetzen

• Keine Beseitigungspflicht, so 
lange die Stadt das 
Fernwärmenetz 
weiterbetreiben will

• Aber: Kein Anspruch auf 
Abschluss eines neuen 
Vertrages
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DATENHERAUSGABE

Pflichten zur Herausgabe von Daten und deren Grenzen
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Datenverarbeitung

• Die Datenverarbeitung ist in § 10 WPG geregelt:

„Die planungsverantwortliche Stelle ist befugt, zur Erfüllung der ihr nach den Abschnitten 4 

bis 6 obliegenden Aufgaben für die Bestandsanalyse nach § 15 oder für die 

Potenzialanalyse nach § 16 Daten schriftlich und in elektronischer und maschinenlesbarer 

Form zu verarbeiten, wenn und soweit dies für die Aufgabenerfüllung erforderlich ist. 

Dies umfasst insbesondere die Erhebung, Speicherung und Verwendung der Daten. 

Die Datenverarbeitung im Rahmen der Potenzialanalyse nach § 16 schließt die Verarbeitung 

personenbezogener Daten nicht ein.“
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Verarbeitung und Herausgabe

Planungsverantwortliche Stelle 
– Kommune – verarbeitet die 
Daten nach §10 WPG

Abweichung vom 
ursprünglichen Zweck auf 
dieser Rechtsgrundlage 
möglich

Verpflichtung der Akteure 
ergibt sich aus § 11 WPG

Keine Verpflichtung zu neuer 
Datenerhebung

Kommune hat eine Frist zur 
Herausgabe zu setzen
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§ 10 WPG

• Grenzen der Datenerhebung bei personenbezogenen Daten zur 

Potenzialanalyse

• Endenergieverbräuche von Wärme oder Gas dürfen ebenfalls nur 

anonymisiert erhoben werden (etwa >5 Haushalte gemeinsam)

• Abs. 4 enthält Sonderregelung für Militärgebäude

• Weitergehende Verarbeitung und Weitergabe zulässig, sofern 

keine personenbezogenen Daten betroffen
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§ 11 WPG - Auskunftspflicht

• Zunächst ist geregelt, wer auskunftspflichtig ist (etwa Bundes-

oder Landesbehörden)

• Übermittlung hat elektronisch zu erfolgen, soweit dies möglich ist 

(Ausnahme z.B. Schornsteinfeger)

• Keine Kostenerstattung für öffentliche auskunftspflichtige Stellen

• Zur besseren Durchsetzbarkeit kann bei Nichtbefolgen die 

Aufsichtsbehörde eingeschaltet werden
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§ 12 WPG – Anforderung an die Datenverarbeitung

• Legt lediglich Mindeststandards fest

• Einhaltung des geltenden Rechts

• Pflicht zur Ergreifung geeigneter TOMs

• Bei Veröffentlichung des Wärmeplans dürfen keine 

personenbezogenen Daten etc. veröffentlicht werden

• Keine Informationspflichten nach Art. 13 und 14 DS-GVO
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Datenherausgabe

Beachtung allgemeiner 
Datenschutzgrundsätze

Vermeidung der Erhebung und 
Herausgabe personenbezogener Daten

Keine Pflicht, neue Daten zu erheben
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HECKER WERNER HIMMELREICH

Rechtsanwälte Partnerschaft mbB

Kommunale Wärmeplanung:

Die Umsetzung - vergaberechtliche 

Fallstricke und Lösungsansätze



Umsetzung Wärmeplanung: 

Welche Fragen gibt es im Vergaberecht?

• WER muss vergeben (im Sinne des 

Kartellvergaberechts)?
– Eigenschaft als öffentlicher Auftraggeber – Beispiel Stadtwerke

– Sektorenauftraggeber? 

• WAS muss vergeben werden?
– Um welche Leistungen geht es?

• WIE muss vergeben werden?
– Vergabearten – Beispiel Konzession

– Hinweise für Vorbereitung und Durchführung Vergabeverfahren
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Oberhalb der EU-

Schwellenwerte

Unterhalb der EU-

Schwellenwerte

Kartellvergabe-

recht

Vergaberecht

als Teil des

Haushaltsrechts

EU-Schwellenwerte:

• Bauleistungen sowie 

Dienstleistungskonzessionen: EUR 5.538.000

• Liefer- und Dienstleistungen: EUR 221.000



Bauleistungen Lieferungen 

und Leistungen

Freiberufliche

Leistungen

oberhalb der 

EU-Schwellen-

werte:

• §§ 97 ff. GWB

• §§ 1-13, 21-27 

VgV

• VOB/A

(Abschnitt 2)

• §§ 97 ff. GWB

• VgV

• §§ 97 ff. GWB

• VgV

unterhalb der 

EU-Schwellen-

werte:

• VOB/A 

(Abschnitt 1)

• UVgO • UVgO

Vergaberecht - Rechtsgrundlagen



Wer muss vergeben: EU-weite Vergabe - Stadtwerke als öffentlicher 

Auftraggeber 

§ 99 Nr. 2 GWB 

• Juristische Personen des öffentlichen oder privaten Rechts, die im Allgemeininteresse 

liegende Aufgaben nichtgewerblicher Art erfüllen und außerdem eines der folgenden 

Kriterien erfüllen (Nr. 2):
– Überwiegende Finanzierung durch öffentliche Auftraggeber

– Aufsicht durch öffentliche Auftraggeber

– Geschäftsführung/Aufsichtsorgane durch öffentliche Auftraggeber bestimmt

24.05.2024Kommunale Wärmeplanung - Vergaberecht84



Wer muss vergeben: EU-weite Vergabe - Stadtwerke als öffentlicher 

Auftraggeber  

§ 100 GWB: Sektorenauftraggeber 

• Sektorentätigkeit nach § 102 GWB:

– Trinkwasserversorgung

– Stromversorgung

– Gas-/Wärmeversorgung

– Netze für Eisenbahnen, Straßenbahnen o. ä.

– Häfen und Flughäfen

– Förderung fossiler Brennstoffe

• Öffentlicher Auftraggeber nach § 99 Nr. 1-3 GWB oder

• Ausübung der Sektorentätigkeit aufgrund eines Ausschließlichkeitsrechtes / Ausübung 

beherrschender Einfluss öffentlicher Auftraggeber

 SektVO: regelt Verfahren zur Vergabe von Sektorenaufträgen durch 

Sektorenauftraggeber
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Wer muss vergeben: EU-weite Vergabe - Stadtwerke als öffentlicher 

Auftraggeber  

• Beispiel Stadtwerke GmbH oder AG: Fall des § 99 Nr. 2 GWB oder 

Sektorentätigkeit (§ 102 Abs. 3 Nr. 2 GWB; nachrangig)

• Achtung: Keine Flucht ins Privatrecht möglich! 

• Inhouse-Vergabe möglich? Regelmäßig nicht, wegen 

Wesentlichkeitskriterium -> Prüfung im Einzelfall   
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Zu vergebende Leistungen

• Was wird vergeben?

➢ Wärmeplanung
o Energieberatung, Bestands- und Potenzialanalyse, Entwicklung Umsetzungsstrategie etc.

o Kategorie: Freiberufliche Leistung

➢ Wärmeversorgung
o Netzbetrieb

o Einspeisung der Wärme ins Netz

o Kategorie: Lieferung und Leistung
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Wie wird vergeben? Beispiel Konzessionsverträge 

• Dienstleistungskonzession möglich? Beispiel: 

Kommune K möchte die Wärmeplanung und die netzgebundene 

Wärmeversorgung an einen Dritten (z.B. Stadtwerke oder anderen Versorger) vergeben. 

K will das Netz nicht selbst betreiben, sondern der Dritte soll es gegen Zahlung 

eines Nutzungsentgelts betreiben, die Wärme ins Netz einspeisen und die Erlöse 

einnehmen dürfen.     

• Es gilt hoher EU-Schwellenwert von 5,538 Mio. EUR  
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Wie wird vergeben? Interessenkonflikte: 

Beteiligung von Personen mit Verbindungen zu 

Bewerbern oder Bietern

• Fallbeispiel: Bürgermeister B ist im Aufsichtsrat der Stadtwerke S 

– Wärmeplanung wird ausgeschrieben, S beteiligt sich als Bieter

• Verbot der persönlichen Mitwirkung im Vergabeverfahren -

geregelt in § 6 VgV

• bei Personen, die Einzeltatbestände erfüllen, besteht die 

Vermutung eines Interessenkonflikts

• Vermutung kann widerlegt werden.

• Dokumentation!
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Wie wird vergeben?

Achtung Projektanten = vorbefasste Unternehmen

• Fallbeispiel: Versorgungsunternehmen V berät Kommune K bei 

Erstellung der Wärmeplanung. Bei der späteren Ausschreibung 

der Wärmelieferung beteiligt sich V als Bieter  

• § 7 VgV: AG ergreift angemessene Maßnahmen, um 

sicherzustellen, dass der Wettbewerb nicht verzerrt wird

• insbesondere: Unterrichtung der anderen Bewerber / Bieter in 

Bezug auf ausgetauschte / erlangte Informationen

• Festlegung angemessener Fristen

• Vorbefasstes Unternehmen hat Möglichkeit des Nachweises, 

dass keine Wettbewerbsverzerrung vorliegt

• Ggf.: Ausschluss V vom Vergabeverfahren



Folgen einer 
fehlerhaften oder 
verzögerten 
Erstellung der 
kommunalen 
Wärmeplanung
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Rechtsanwälte Partnerschaft mbB

Kommunale Wärmeplanung

Folgen einer fehlerhaften oder 

verzögerten Wärmeplanung



Fehlerfolgen für Wärmeplan

• Rechtsnatur eines Wärmeplan (noch) unklar

– wohl kein Verwaltungsakt (vgl. § 23 Abs. 4 WPG)

– wohl kein Realakt als Verwaltungsinternum 

– Rechtsnorm (Rechtsverordnung, Satzung, Rechtssatz 

sui generis)
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Fehlerfolgen für Wärmeplan
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Rechtswidriger 
Wärmeplan

Nichtig

Planerhaltung 
(noch) nicht 
vorgesehen



Wärmeplanung und öffentliches Baurecht?

• Kopplungsstellen mit dem öffentlichen Baurecht

– Berücksichtigungspflicht bei Bauleitplanung (§ 1 Abs. 6 

S. 1 Nr.7 lit. g BauGB)

– Abstimmungsgebot zwischen Kommunen (§ 204 

BauGB)

– keine unmittelbaren Auswirkungen auf 

Planersatzvorschriften (§§ 34, 35 BauGB)
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Wärmeplanung und öffentliches Baurecht?

§ 1 Abs. 6 S. 1 Nr.7 lit. g BauGB: Gemeinden müssen

• „Darstellungen in Wärmeplänen

• Ausweisungen nach § 26 WPG

berücksichtigen.

§ 26 Abs. 1 WPG: Planungsstelle kann Gebiete zum Neu-

oder Ausbau von

• Wärmenetzen

• Wasserstoffnetzausbaugebiet

ausweisen.
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Wärmeplanung und öffentliches Baurecht?

Zur Berücksichtigungspflicht:

• Abwägung divergierender Güter/Interessen auch mit 

Wärmeplanung

• Wärmeplanungsentscheidungen muss in 

Bauleitplanentscheidung einfließen

• Wärmeplanung dient „überragenden öffentlichen 

Interesse“ und sind vorrangig bei Abwägung (§ 2 Abs. 3 

WPG)

➢ Wärmeplan maßgeblicher Gesichtspunkt bei der 

Planungsentscheidung 
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Fehlerhafte Wärmeplanung = Fehlerhafter 

Bauleitplan?

Fehlerhafter Wärmeplan als Abwägungsfehler

• Gefahr eines Ermittlungsdefizits/Abwägungsmangels

• Stellt Berücksichtigung eines fehlerhaften/nichtigen 

Wärmeplans Abwägungsdefizit dar?

• Besondere Fehlerfolgenlehre des BauGB beachten!
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Planerhaltvorschriften

§ 214 BauGB: Verfahrens- und Formvorschriften nur unter 

engen Voraussetzungen beachtlich, insbesondere

• Fehlerhaftigkeit des Wärmeplan war Gemeinde bekannt

oder hätte bekannt sein müssen,

• Mangel des Plans war offensichtlich,

• Mangel hat auf Ergebnis des Bauleitplans Einfluss gehabt.

➢ Folge: Regelmäßig Planerhalt!
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Sonstige Rettungsanker

• Ergänzendes Verfahren (§ 214 Abs. 4 BauGB)

• Verfristung

– Verfahrens- und Formfehler durch Anzeige ggü. Gemeinde (§ 215 

BauGB) 

– Normkontrolle verfristet (§ 47 Abs. 2 VwGO)
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Adressat von Sanktionen?
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„Mit dem Gesetz wird den Ländern die Aufgabe der Durchführung einer

Wärmeplanung für ihr Hoheitsgebiet verpflichtend auferlegt. Die Länder können

diese Aufgabe als Pflichtaufgabe per Landesgesetz auf die Kommunen

übertragen. Der Bund gibt mit diesem Gesetz einen Rahmen vor, der Ländern und

Kommunen möglichst viel Flexibilität und Gestaltungsfreiheit bei der Durchführung

der Wärmeplanung sowie der Erstellung und der Verabschiedung von

Wärmeplänen belässt.“ (Gesetzesbegründung, BT-Drs. 20/8654, S. 47).



Sanktionsmechanismen bei unzureichender 

Wärmeplanung

Potenzielle Defizite

• Wärmeplanung unzureichend

• Plan rechtswidrig

• Wärmeplanung nicht fristgemäß/zu langsam

• Verzicht auf jegliche Wärmeplanung

➢ WPG beinhaltet keinerlei Sanktionsmechanismen!
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Sanktionsmechanismen bei unzureichender 

Wärmeplanung

Reaktionsmöglichkeit des Bundes?

• Vorgehen gegen Bundesländer?

– Bundeszwang gem. Art. 37 Abs. 1 GG

• Vorgehen gegen Kommunen nicht möglich 

– WPG adressiert lediglich die Bundesländer

– Keine Durchgriffsmöglichkeit auf Kommunen
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Sanktionsmechanismen bei unzureichender 

Wärmeplanung

Reaktionsmöglichkeit der Bundesländer?

• Ggf. landesgesetzliche Sonderregelungen bei Übertragung 

der Aufgabe auf Kommunen (z.B. in Folge einer 

Anzeigenpflicht, vgl. § 24 WPG)

• Klassische Werkzeuge der Kommunalaufsicht!
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Rechtsaufsicht

Unterrichtungsrecht Beanstandungsrecht Aufhebungsrecht
Anordnung 

erforderlicher 
Maßnahmen

Ersatzvornahme
Bestellung eines 

Beauftragten



1. Eskalationsszenario

Rechtswidriger Wärmeplan
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Unterrichtung 
über Zustände

Beanstandung 
des 
Ratsbeschlusses

Aufhebung



2. Eskalationsszenario

Unterlassener Wärmeplan
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Unterrichtung über 
Zustände

Anordnung: 
Wärmeplanung 
durchzuführen

Ersatzvornahme 
oder 
„Staatskommissar“



Raum für Fragen



PwC Legal

Raum für Fragen
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